
Aktenzeichen: 2 AZR 13/95
Bundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 25. April 1996

- 2 AZR 13/95 -
I. Arbeitsgericht 

Freiburg
Urteil vom 13. Januar 1994 
- 2 Ca 485/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 03. November 1994 
- 11 Sa 42/94 -

Entscheidungsstichwort:
Einschreiben, ZugangsVerzögerung

Gesetz:
BGB §§ 130, 242; KSchG § 13 Abs. 1, § 4

Leitsatz:
Geht dem Arbeitnehmer eine Arbeitgeberkündigung per Ein­
schreiben zu, so ist die Klagefrist des § 4 KSchG auch dann 
grundsätzlich ab der Aushändigung des Einschreibebriefs zu 
berechnen, wenn der Postbote den Arbeitnehmer nicht antrifft 
und dieser das Einschreiben zwar nicht alsbald, aber noch in­
nerhalb der ihm von der Post mitgeteilten Aufbewahrungsfrist 
beim zuständigen Postamt abholt oder abholen läßt.
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2 AZR 13/95

11 Sa 42/94 Baden-Württemberg
Im Namen des Volkes!

Verkündet am 
25. April 1996 Urteil
Jatz,
Reg.-Obersekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. April 1996 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Etzel, die Richter Bröhl und 
Dr. Fischermeier sowie die ehrenamtlichen Richter Timpe und 
Dr. Bensinger für Recht erkannt:
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-  2 -

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 3. November 1994 - 11 Sa 42/94 - aufgeho­
ben .

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des Re­
visionsverfahrens, an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob eine fristlose Kündigung 
vom 20. Juli 1993 das Arbeitsverhältnis des Klägers aufgelöst 
hat.

Der 1957 geborene Kläger war seit 1990 bei der Gemeinschuld 
nerin, einer Privatbank mit ca. 30 Arbeitnehmern, als Bankkauf­
mann beschäftigt. Seit 1. Oktober 1992 leitete er kommissarisch 
das Kreditsekretariat mit Prokura. Während des Revisionsverfah­
rens ist die Arbeitgeberin des Klägers in Konkurs gefallen und 
der Kläger hat das unterbrochene Verfahren gegen den beklagten 
Konkursverwalter wieder aufgenommen.

Zu den vom Kläger betreuten Kreditkunden gehörte eine Firma 
H & S, die den von der Geschäftsleitung der Gemeinschuldnerin ge 
nehmigten Kreditrahmen erheblich überschritt. Von einem auf den 
Namen der Ehefrau des Geschäftsführers der H & S eingerichteten 
Kreditkonto wurden am 16. März und 2. April 1993 insgesamt 
600.000,00 DM auf das Kreditkonto der H & S überwiesen. Die Über 
Weisungsaufträge wurden vom Kläger unterschrieben. Die Kredite
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wurden notleidend, ein im April 1993 gestellter Antrag auf Eröff­
nung des Konkursverfahrens über das Vermögen der H & S wurde im 
Mai 1993 mangels Masse abgelehnt. Die Gemeinschuldnerin warf dem 
Kläger vor, er habe bei der Gewährung der Kredite seine Kompeten­
zen überschritten, seine Vorgesetzten getäuscht und die betriebs­
internen Kontrollmechanismen umgangen.

Am 12. Juli 1993 erfuhren die Mitglieder der Geschäftslei­
tung der Gemeinschuldnerin von diesen Vorgängen. Nach der darauf­
hin angeordneten Überprüfung der Kreditakten, über die dem Ver­
waltungsrat der Beklagten am 20. Juli 1993 Bericht erstattet 
wurde, wurde dem Kläger noch an diesem Tage die fristlose Kündi­
gung des Arbeitsverhältnisses erklärt und ihm mitgeteilt, die 
Kündigung werde noch schriftlich bestätigt. Mit einem Schreiben 
vom 20. Juli 1993, das die Gemeinschuldnerin als Einschreiben mit 
Rückschein versandte, "wiederholte" sie "die gestrige mündliche 
fristlose Kündigung". Bei einem Zustellungsversuch der Post am 
22. Juli 1993 wurde der Kläger in seinem Haus nicht angetroffen 
und der Postbote hinterließ im Briefkasten einen Benachrichti­
gungszettel. Am 23. Juli 1993 reiste der Kläger mit seiner Fami­
lie in Urlaub. Ursprünglich war beabsichtigt, daß die Familie 
ohne ihn fahren sollte, weil der Kläger zwar für diese Zeit bei 
der Beklagten Urlaub beantragt hatte, dieser aber nicht bewilligt 
worden war. Erst nach dem Gespräch vom 20. Juli 1993 entschloß 
sich der Kläger mitzufahren. Er übergab vor seiner Abreise den 
Benachrichtigungszettel nebst einer entsprechenden Vollmacht 
einem Bekannten, dem der Brief am 28. Juli 1993 von der Post aus­
gehändigt wurde.
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Mit seiner am 17. August 1993 beim Arbeitsgericht eingegan­
genen Klage wendet sich der Kläger gegen die Wirksamkeit der Kün­
digung vom 20. Juli 1993. Er hat geltend gemacht/ die mündlich 
ausgesprochene Kündigung sei schon deshalb unwirksam, weil nach 
dem Arbeitsvertrag die Kündigung der Schriftform bedürfe. Die 
schriftliche Kündigung sei ihm erst am 28. Juli 1993 zugegangen. 
Die Klageerhebung sei deshalb rechtzeitig erfolgt. Die Gemein­
schuldnerin habe aber die Frist des § 626 Abs. 2 BGB versäumt, da 
ihr der Kündigungssachverhalt am 28. Juli 1993 länger als 2 Wo­
chen bekannt gewesen sei. Darüber hinaus fehle es auch an einem 
wichtigen Grund für eine fristlose Kündigung.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis zwischen 
den Parteien durch die Kündigung der Gemein­
schuldnerin vom 20. Juli 1993 nicht aufgelöst 
worden ist.

Die Gemeinschuldnerin hat zur Stützung ihres Klageabwei­
sungsantrags die Auffassung vertreten, schon die mündliche Kündi­
gung vom 20. Juli 1993 sei wirksam, die im Arbeitsvertrag verein­
barte Schriftform habe lediglich Beweiszwecken gedient. Jeden­
falls könne sich der Kläger nicht darauf berufen, daß ihm die 
Kündigung erst am 28. Juli 1993 zugegangen sei. Der Kläger müsse 
sich so behandeln lassen, als hätte er das Einschreiben unverzüg­
lich abgeholt. Deshalb sei schon die Klagefrist versäumt. Jeden­
falls sei aber auch ein Grund für eine fristlose Kündigung gege­
ben, weil der Kläger bei der Behandlung des Kredites für die H &
S mehrfach vorsätzlich gegen-seine Pflichten aus dem Arbeitsver­
trag verstoßen habe. Die Frist des § 626 Abs. 2 BGB sei gewahrt.
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weil die Vorgänge erst am 20. Juli 1993 ausreichend geklärt gewe­
sen seien.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landesar­
beitsgericht die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit seiner 
Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weiter.

E n t s c h e i d i i n g s a r ü n d e  s

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Be­
rufungsgericht (§ 565 Abs. 1 ZPO).

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Kündigung sei 
dem Kläger erst am 28. Juli 1993 zugegangen, als dem Bekannten 
des Klägers der Brief ausgehändigt worden sei. Die mündliche Er­
klärung vom 20. Juli 1993 habe noch keinen Zugang bewirkt, da die 
Beklagte selbst zum Ausdruck gebracht habe, daß es ihr auf den 
Zugang der schriftlichen Kündigungserklärung ankomme. Nach Treu 
und Glauben könne sich der Kläger aber nicht darauf berufen, daß 
ihm die Kündigung förmlich erst am 28. Juli 1993 zugegangen sei. 
Er müsse sich so behandeln lassen, als wäre sie ihm bereits am 
23. Juli 1993, spätestens am 26. Juli 1993 zugegangen. Als der 
Kläger den Benachrichtigungszettel in seinem Briefkasten gefunden 
habe, habe er angesichts der Vorgeschichte damit rechnen müssen, 
daß es sich bei dem darin erwähnten Einschreibebrief um die ange­
drohte Kündigung gehandelt habe. Die Versendung des Kündigungs­
schreibens per Einschreiben dürfe der Arbeitnehmer nicht dazu
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ausnützen, den Zugangszeitpunkt und damit den Beginn der Klage­
frist nach § 4 KSchG nach Belieben zu verzögern. Der Kläger sei 
verpflichtet gewesen, den Brief alsbald abzuholen. Es sei davon 
auszugehen, daß der Kläger spätestens am Vormittag des 23. Juli 
1993 vor seiner Abreise in der Lage gewesen wäre, das Einschrei­
ben beim Postamt abzuholen. Die verspätete Abholung sei damit, 
wenn nicht sogar absichtlich, so jedenfalls aus bloßer Nachläs­
sigkeit erfolgt.

(T
II. Dem folgt der Senat nicht.

1. Zutreffend ist das Berufungsgericht zunächst davon ausgegan­
gen, daß die Klagefrist nicht bereits dadurch versäumt ist, daß 
die Kündigung dem Kläger durch die mündliche Erklärung der Be­
klagten vom 20. Juli 1993 zugegangen ist und der Kläger nicht in­
nerhalb von 3 Wochen seit dem 20. Juli 1993 Klage erhoben hat.

Soweit das Landesarbeitsgericht die mündliche und anschlie­
ßende schriftliche Kündigung als eine einheitliche Kündigungser- v
klärung angesehen hat, ist diese Auslegung, die durch das Revisi­
onsgericht ohnehin nur eingeschränkt überprüft werden kann, revi­
sionsrechtlich nicht zu beanstanden. Wenn die Gemeinschuldnerin 
dem Kläger bei der mündlichen Kündigung ausdrücklich ein entspre­
chendes Kündigungsschreiben ankündigte, so kam damit hinreichend 
deutlich zum Ausdruck, daß es ihr mit Rücksicht auf die verein­
barte strenge Schriftforraklausel auf den Zugang des Kündigungs­
schreibens ankam, die Kündigung also erst mit Zugang der schrift­
lichen Kündigung endgültig erklärt sein sollte. Die Klagefrist

- 7 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

nach §§ 13 Abs. 1, 4 KSchG war deshalb erst ab dem Zugang des 
Einschreibens zu berechnen.

2. Zugegangen im Sinne des § 130 BGB ist eine Willenserklärung 
dann, wenn sie "in den Bereich des Empfängers gelangt ist" (Mug- 
dan. Die gesamten Materialien zum BGB, Bd. II, Prot II, 664,
S. 540). Dies ist regelmäßig bei Einwurf in den Hausbriefkasten 
anzunehmen, da der Empfänger dann im Anschluß an die üblichen Zu­
stellzeiten vom Inhalt der Willenserklärung Kenntnis nehmen kann. 
Bei der Versendung per Einschreiben steckt jedoch der Postbote 
nicht die Willenserklärung, sondern nur den Benachrichtigungszet­
tel in den Hausbriefkasten. Durch den Benachrichtigungszettel 
wird der Empfänger lediglich in die Lage versetzt, das Einschrei­
ben in seinen Machtbereich zu bringen. Die Niederlegung des Ein­
schreibens bei der Post und die Benachrichtigung des Empfängers 
von der Niederlegung können deshalb den Zugang der Willenserklä­
rung nicht ersetzen. Zugegangen ist das Einschreiben erst mit der 
Aushändigung des Originalschreibens durch die Post (RAG JW 1932, 
25, 65; BAG Urteil vom 15. November 1962 - 2 AZR 301/62 - BAGE 
13, 362 = AP Nr. 4 zu § 130 BGB; BGHZ 67, 271, 275).

3. Auch wenn der Empfänger den Zugang des Einschreibens dadurch 
verzögert, daß er den Einschreibebrief nicht unverzüglich beim 
Postamt abholt, rechtfertigt dies noch nicht, einen anderen Zu­
gangszeitpunkt, etwa den der frühest möglichen Abholung des Ein­
schreibebriefs, zu fingieren (BGHZ 67, 271, 277; Flume, Das 
Rechtsgeschäft, 4. Aufl., § 14 3e, S. 238; Medicus, Allgemeiner 
Teil des BGB, 6. Aufl., .Rz 278, 279; MünchKomm-Förschier, BGB,
3. Aufl., § 130 Rz 27; a.A. Behn, AcP Bd. 178, S. 505). Bis zu
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ihrem Zugang bleibt der Absender Herr seiner Erklärung. Geht etwa 
das per Einschreiben versandte Kündigungsschreiben an den Absen­
der zurück, so unterliegt es seiner freien Entscheidung, ob er 
einen neuen Zustellungsversuch bewirken oder überhaupt von seiner 
Kündigungsabsicht Abstand nehmen will. Es leuchtet nicht ein, 
durch eine Zugangsfiktion den Absender an seine ursprüngliche Er­
klärung schon zu binden, bevor diese den Adressaten erreicht hat 
(Flume, aaO; Medicus, aaO). Auch im Fall der Zugangsverzögerung 
wird die Erklärung damit grundsätzlich nur wirksam, wenn der Er­
klärende nach der Kenntnis dessen, daß die Erklärung den Empfän­
ger nicht erreicht hat, unverzüglich erneut den Zugang bewirkt.

4. Eine Versäumung der Klagefrist läßt sich mit der durch das 
Berufungsgericht gegebenen Begründung auch nicht daraus herlei­
ten, daß sich der Kläger nach Treu und Glauben so behandeln las­
sen muß, als sei ihm das Kündigungsschreiben spätestens am 
26. Juli 1993 zugegangen.

a) In Rechtsprechung und Literatur ist unbestritten, daß in den 
Fällen der Zugangsverzögerung oder -Vereitelung der Empfänger 
sich möglicherweise nach Treu und Glauben nicht auf den verspäte­
ten Zugang der Willenserklärung berufen kann (Senatsurteil vom 
18. Februar 1977 - 2 AZR 77/75 - AP Nr. 10 zu § 130 BGB; BGH, 
aaO; KR-Friedrich, 4. Aufl., § 4 KSchG Rz 119 ff.; MünchKomm- 
Förschler, aaO, Rz 27; Medicus, aaO, Rz 280). Obliegenheitsver­
letzungen des Empfängers, die eine Verzögerung oder eine Verei­
telung des Zugangs der Erklärung bewirken, haben allerdings, wie 
Flume (aaO, S. 238 f.) zutreffend herausgearbeitet hat, in erster 
Linie Bedeutung für die Frage der Rechtzeitigkeit des Zugangs der
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Erklärung. Hatte der Absender durch die Erklärung Fristen einzu­
halten, so verstößt es gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB), wehn 
der Empfänger ihm Verzögerungen des Zugangs entgegenhält, die er 
selbst zu vertreten hat (fehlender Nachsendeantrag; Nichtabholung 
des Einschreibens; Annahmeverweigerung etc.). Der Empfänger einer 
Kündigungserklärung muß sich deshalb, hat er den rechtzeitigen 
Zugang der Kündigung vereitelt, so behandeln lassen, als habe der 
Absender die entsprechenden Fristen gewahrt. Die Rechtzeitigkeit 
der Kündigung des Arbeitgebers vor Ablauf der Frist des § 626 
Abs. 2 BGB, vor Eintritt des Sonderkündigungsschutzes, vor Ein­
tritt der Wartefrist nach dem KSchG etc. darf der Arbeitnehmer 
nicht durch eine treuwidrige Verzögerung des KündigungsZugangs 
verhindern (vgl. § 162 BGB).

b) Muß sich in derartigen Fällen der Arbeitnehmer so behandeln 
lassen, als wäre ihm die Kündigung rechtzeitig zugegangen, so be­
deutet dies allerdings noch nicht, daß er auch bei der Klageerhe­
bung nach § 4 KSchG stets selbst so handeln muß, als wäre ihm die 
Kündigung früher zugegangen. Zwar gilt auch bei der Prüfung der 
Frage, wie lange ein Arbeitnehmer die Unwirksamkeit einer Arbeit­
geberkündigung klageweise geltend machen kann, der Grundsatz von 
Treu und Glauben (§ 242 BGB). Wartet der Arbeitnehmer zu lange 
ab, kann er das Recht verlieren, sich auf die Unwirksamkeit der 
Kündigung zu berufen (BAG Urteil vom 15. Juli 1960 - 1 AZR 
191/59 - BAGE 9, 330 = AP Nr. 43 zu § 626 BGB; Senatsurteile vom 
2. November 1961 - 2 AZR 66/61 - BAGE 11, 353 * AP Nr. 1 zu § 242 
BGB Prozeßvertretung und vom 20. Mai 1988 - 2 AZR 711/87 - AP
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Nr. 5 zu § 242 BGB Prozeßverwirkung). Die unter a) und b) behan­
delten Fallgestaltungen betreffen jedoch unterschiedliche rechts­
theoretische Präzisierungen des Grundsatzes von Treu und Glauben. 
Während es bei der Frage der Rechtzeitigkeit des Zugangs der Kün­
digungserklärung (oben unter a) darum geht, dem Kündigungsempfän­
ger durch Anwendung des Rechtsgedankens aus § 162 BGB einen Vor­
teil zu nehmen, den er durch eine treuwidrige Verzögerung des 
KündigungsZugangs erlangt hat, entscheidet sich die Frage, unter 
welchen Umständen der Kündigungsempfänger nach Treu und Glauben 
das Recht verliert, die Unwirksamkeit der Kündigung im Klagewege 
geltend zu machen, nach dem allgemeinen Grundsatz der Verwirkung. 
Dies bedingt einen unterschiedlichen Beurteilungsmaßstab.

Ein Klagebegehren ist nach allgemeinen Grundsätzen nur dann 
als verwirkt anzusehen, wenn der Anspruchsteller die Klage erst 
nach Ablauf eines längeren Zeitraums erhebt (Zeitmoment) und da­
durch ein Vertrauenstatbestand beim Anspruchsgegner geschaffen 
wird, er werde nicht mehr gerichtlich belangt. Hierbei muß das 
Erfordernis des Vertrauensschutzes das Interesse des Berechtigten 
an einer sachlichen Prüfung des von ihm behaupteten Anspruchs 
derart überwiegen, daß dem Gegner die Einlassung auf die nicht 
mehr innerhalb angemessener Frist erhobene Klage nicht mehr zuzu­
muten ist (Senatsurteil vom 20. Mai 1988, aaO, m.w.N.). Diesen 
unterschiedlichen Prüfungsmaßstab verkennt das Landesarbeitsge­
richt, wenn es die Rechtsprechung, nach der bei einer treuwidri­
gen Zugangsverzögerung zugunsten des Kündigenden von einer Recht­
zeitigkeit der Kündigungserklärung guszugehen ist, ersichtlich 
ohne Einschränkungen auf die-Klagefrist des § 4 KSchG überträgt 
und im Ergebnis schon bei einer aus Nachlässigkeit verspäteten
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Abholung des Einschreibebriefs das Datum der Aushändigung durch 
das Datum der möglichen Aushändigung ersetzen möchte. Holt der 
Arbeitnehmer den Einschreibebrief mit der Kündigung zwar nicht 
unverzüglich, aber noch innerhalb der von der Post mitgeteilten 
Aufbewahrungsfrist von sieben Werktagen ab, beträgt die dadurch 
verursachte Verzögerung der Klageerhebung nur wenige Tage, außer­
dem wird der Arbeitgeber selbst die Klagefrist nach dem ihm von 
der Post mitgeteilten Abholungsdatum berechnen. Eine Verwirkung 
des Klagerechts wird deshalb in derartigen Fällen in aller Regel 
sowohl am fehlenden Zeitmoment, als auch am fehlenden Umstandsmo­
ment scheitern.

Die gesetzliche Regelung der §§ 4 ff. KSchG bezweckt, im In­
teresse sowohl des Arbeitgebers als auch des Arbeitnehmers mög­
lichst bald Klarheit über den Fortbestand bzw. das Ende des Ar­
beitsverhältnisses zu schaffen. Die Frage der Wirksamkeit der 
Kündigung soll nicht für längere Zeit in der Schwebe gelassen 
werden (KR-Friedrich, aaO, § 4 KSchG Rz 10, ra.w.N.). Damit be­
steht im Regelfall kein Bedürfnis, die Klagefrist in Lauf zu set­
zen, bevor die Kündigung überhaupt (tatsächlich) zugegangen ist. 
Solange der Arbeitgeber von seinem Kündigungsentschluß noch Ab­
stand nehmen kann, ist jedenfalls der Gesichtspunkt der Rechtssi­
cherheit, dem die §§ 4 ff. KSchG dienen, nicht dazu geeignet, den 
Arbeitnehmer zur Klageerhebung zu zwingen, zumal eine vorbeugende 
Klage gegen eine lediglich befürchtete Kündigung Zulässigkeitsbe­
denken unterliegt. Würde man bei einer Zugangsverzögerung auch im 
Rahmen des § 4 KSchG stets auf den Zeitpunkt des möglichen Zu­
gangs abstellen, so würde dies bei einer mehr als dreiwöchigen
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Verzögerung zudem zu dem eigenartigen Ergebnis führen, daß die 
Klagefrist abgelaufen wäre, ehe die Kündigung überhaupt zugegan­
gen ist und der Arbeitgeber sich endgültig entschieden hat, ob er 
an seinem Kündigungsentschluß festhalten will. Unter dem Ge­
sichtspunkt der Rechtssicherheit wäre bei einer derartigen Lösung 
bedenklich, daß anstatt des für Arbeitgeber und Arbeitnehmer beim 
Einschreiben eindeutig feststellbaren Zugangsdatums stets auf den 
nach den Umständen des Einzelfalls nur unsicher zu beurteilenden 
Zeitpunkt abgestellt werden müßte, zu dem die Kündigung frühest­
möglich hätte zugehen können. Eine solche Ungewißheit über den 
tatsächlichen Fristablauf, der ggf. erst durch eine letztinstanz­
liche Entscheidung geklärt werden könnte, kann im Einzelfall auch 
den Interessen des Kündigenden entgegenlaufen, der z.B. für eine 
sachgerechte Prozeßführung wissen muß, ob und ggf. wann die Kün­
digung zugegangen ist.

Auch wenn der Arbeitnehmer mit dem Zugang einer Kündigung 
rechnet, ist er nicht ohne weiteres verpflichtet, im Interesse 
des Arbeitgebers, der für die Zustellung des Kündigungsschreibens 
den umständlichen Weg des Einschreibebriefs benutzt, für einen 
unverzüglichen Beginn des Laufs der Klagefrist des § 4 KSchG zu 
sorgen und den Einschreibebrief am nächsten oder spätestens am 
übernächsten Tag nach Zugang des Benachrichtigungszettels abzuho­
len. Der Senat hat nicht den Fall zu entscheiden, daß der Arbeit­
nehmer den Zugang des Einschreibens nicht nur verzögert, sondern 
endgültig vereitelt, indem er z.B. den Einschreibebrief überhaupt 
nicht abholt. Jedenfalls in Fällen, in denen der Arbeitnehmer 
dafür sorgt, daß das Einschreiben innerhalb der ihm von der Post 
mitgeteilten Aufbewahrungsfrist abgeholt wird, handelt er regel-
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mäßig nicht treuwidrig, wenn er die dreiwöchige Klagefrist ab dem 
Tag der Abholung berechnet. Dies muß, wie die Revision zu Recht 
rügt, grundsätzlich auch dann gelten, wenn dem Arbeitnehmer die 
Abholung des Einschreibens am Tag nach Zugang des Benachrichti­
gungszettels möglich gewesen wäre, er das Kündigungsschreiben 
aber aus Nachlässigkeit erst später, jedoch immer noch innerhalb 
der Aufbewahrungsfrist abholt. Es kann dem Arbeitnehmer auch 
grundsätzlich nicht als Verschulden angerechnet werden, wenn er 
die Abholung nicht selbst vornimmt, sondern damit einen Bevoll­
mächtigten beauftragt.

c) Kann der Arbeitnehmer danach im Falle einer Abholung des 
durch Einschreiben versandten Kündigungsschreibens innerhalb der 
Aufbewahrungsfrist grundsätzlich ohne Treuverstoß die Klagefrist 
ab dem Tag der Abholung berechnen, so können allenfalls besondere 
Umstände ausnahmsweise dazu führen, daß der Arbeitnehmer bei der 
Berechnung der Klagefrist sich das frühere Datum der möglichen 
Abholung des Einschreibebriefs entgegenhalten lassen muß. Ein 
solcher Ausnahmefall könnte etwa dann anzunehmen sein, wenn der 
Arbeitnehmer die Abholung gerade deshalb verzögert, weil er den 
Lauf der Frist nach seinem Belieben - etwa im Hinblick auf eine 
längere Ortsabwesenheit - manipulieren möchte. Die Darlegungs­
und Beweislast für solche tatsächlichen Umstände, die den Einwand 
begründen sollen, der Arbeitnehmer berufe sich treuwidrig auf den 
späteren Zugang der Kündigung, trägt dabei der kündigende Arbeit­
geber (KR-Friedrich, aaO, § 4 KSchG Rz 128).

d) Nach diesen Grundsätzen reichen die durch das Landesarbeits­
gericht getroffenen Feststellungen nicht aus, die Annahme zu be-
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gründen, der Kläger müsse sich bei der Berechnung der Klagefrist 
so behandeln lassen, als wäre ihm das Kündigungsschreiben späte­
stens am 26. Juli 1993 zugegangen. Zwar mußte der Kläger aufgrund 
des Gesprächs, bei dem ihm die Beklagte mündlich gekündigt hat, 
damit rechnen, daß es sich bei dem Einschreiben um die angekün­
digte Kündigung handelte, obwohl die Beklagte eine Versendung des 
Kündigungsschreibens gerade per Einschreiben nicht angekündigt 
hatte. Zu der Frage, wie es zu der Verzögerung der Abholung des 
Einschreibens gekommen ist, hat das Landesarbeitsgericht jedoch 
nur festgestellt, dem Kläger sei eine Abholung vor dem 28. Juli 
1993 möglich gewesen und der Kläger habe zumindest nachlässig ge­
handelt, wenn er nicht für eine Abholung des Schreibens bis spä­
testens zum 26. Juli 1993 gesorgt habe. Allein damit läßt sich im 
Rahmen des § 4 KSchG ein Treuverstoß des Klägers nicht begründen. 
Denn der Kläger war der Gemeinschuldnerin gegenüber grundsätzlich 
nicht verpflichtet, durch eine unverzügliche Abholung des Ein­
schreibebriefs für einen alsbaldigen Zugang des Kündigungsschrei­
bens und damit für eine Abkürzung der ihm auf dem Benachrichti­
gungszettel mitgeteilten Aufbewahrungsfrist zu sorgen. Ob beson­
dere Umstände vorliegen, die ausnahmsweise ein anderes Ergebnis 
rechtfertigen können, wird das Landesarbeitsgericht nach der Zu­
rückverweisung aufgrund des dann unbeschränkt zulässigen neuen 
Parteivorbringens zu prüfen haben.

5. Kommt das Berufungsgericht zu dem Ergebnis, die Klagefrist 
sei gewahrt, so kommt es darauf an, ob ein wichtiger Grund zur 
fristlosen Kündigung i.S.v. § 626 Abs. 1 BGB vorlag; dies hat das 
Landesarbeitsgericht - von seinem Standpunkt aus konsequent -
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nicht geprüft. Was die Ausschlußfrist des § 626 Abs. 2 BGB anbe­
langt, fehlt es zunächst an hinreichenden tatsächlichen Feststel­
lungen zu der Frage, ob nicht erst am 20. Juli 1993 eine voll­
ständige Kenntnis der Kündigungsberechtigten von den für die Kün­
digung maßgebenden Tatsachen vorlag. Selbst wenn aber, wie der 
Kläger geltend macht, diese Kenntnis schon am 12. Juli 1993 Vor­
gelegen haben sollte, bleibt zu prüfen, ob es dem Kläger nicht, 
was die Ausschlußfrist des § 626 Abs. 2 BGB anbelangt, nach Treu 
und Glauben verwehrt ist, sich darauf zu berufen, daß er durch 
die verzögerte Abholung des Einschreibebriefs selbst eine Ursache 
für den Fristablauf gesetzt hat.

Etzel * Bröhl Fischermeier
Timpe Bensinger
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